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Rationierungsversuche von Regierungen oder
Versicherungen.
Für die Patienten sind es nämlich gerade die
unterschiedliche Ausgestaltung und der un-
terschiedliche Leistungsumfang von Gesund-
heitswesen, die sie zur Migration bewegen:
Konkret ist es in vielen Fällen das Nichtange-
bot oder die Verweigerung von Leistungen
durch die Träger der Krankenversicherung in
EU-Mitgliedsländern, die bei den Patienten
den Wunsch oder die Notwendigkeit entste-
hen lassen, eine Leistung im Ausland nach-
zusuchen.
Auch wenn der Europäische Gerichtshof für
die stationäre Behandlung den Zustimmungs-
vorbehalt durch die Krankenversicherung
oder das nationale Gesundheitswesen bestä-
tigt hat, so ist doch gleichzeitig die Frage der
Zugangsgerechtigkeit aufgeworfen worden.
Und es ist auch klar geworden, dass nationale
Grenzen nicht mehr als Hilfsinstrumente der

Rationierung und der Ungerechtigkeit miss-
braucht werden können.
Die Migration wird mithin zu einer Frage der
Zugangs- oder, umgekehrt betrachtet, der
Verteilungsgerechtigkeit von gesundheitlichen
Leistungen innerhalb der Europäischen Union.
Die Frage der Verteilungsgerechtigkeit und
hier insbesondere der Zugang zu medizini-
scher Versorgung und damit auch die Frage
nach dem Niveau der medizinischen Versor-
gung sind aus der europäischen Politik nicht
mehr wegzudenken. Und ob uns dies gefällt
oder nicht, aus dieser Problematik heraus  wird
ein Harmonisierungsdruck entstehen.

Vor dem Hintergrund der Ressourcenbegren-
zung entsteht damit ein Spannungsbogen, für
den wir in den nächsten Jahren gemeinsame
Antworten finden müssen. Und es wäre zu wün-
schen und zu hoffen, dass die Konsequenzen
nicht mit einer Leistungsverschlechterung und

nicht unter Aufgabe der sozialen Gerechtig-
keit geschehen.
Der europäische Zusammenschluss aber hat
zu keinem Zeitpunkt unsere Sozialsysteme,
unsere Gesundheitswesen, unseren Wohlstand
oder unsere Freiheit gefährdet – das, meine
Damen und Herren, haben wir stets selbst ge-
tan. Es wäre Zeit, dies einzusehen.

Der Vortrag wurde von dem Präsidenten der
Bundesärztekammer, Herrn Prof. Dr. Jörg-
Dietrich Hoppe, und Herrn Dr. med. Otmar
Kloiber, Stellvertretender Hauptgeschäftsfüh-
rer der Bundesärztekammer, am 13. Septem-
ber 2003 auf dem 2. Deutsch-polnischen Sym-
posium in Meißen gehalten.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
der stationären Einrichtungen des 
Freistaates Sachsens,
mit der GKV-Gesundheitsstrukturreform 2000
sind alle stationären Einrichtungen verpflich-
tet, einrichtungsintern ein Qualitätsmanage-
ment aufzubauen und weiter zu entwickeln.
Verschiedene Selbstbewertungs- und Zertifi-
zierungsverfahren werden derzeit auf dem „Ge-
sundheitsmarkt“ angeboten. Über „Sinn und
Zweck“, Aufwand und Nutzen einschließlich
der damit verbundenen Kosten kann man strei-
ten, zumal die Notwendigkeit einer Qualitäts-
sicherung unserer täglichen Arbeit für den
Patienten außer Frage steht.
Wir, eine Gruppe von Qualitätsbeauftragten
verschiedenster Krankenhäuser unseres Frei-
staates, treffen uns quartalsweise zu einem
Erfahrungsaustausch in den Räumlichkeiten
der Sächsischen Landesärztekammer. Themen
wie Zertifizierung, Qualitätsbericht bis hin
zur Erfassung und Bewertung von Indikato-
ren stehen dabei im Mittelpunkt der Diskus-
sion. Nach kurzer Zeit wurde der Bedarf an
einem regelmäßigen Erfahrungsaustausch of-
fensichtlich. Wir sind zugleich der Meinung,
dass je mehr Krankenhäuser in dieser Arbeits-

gruppe vertreten sind, sich die Chancen einer
Einwirkung auf gesundheitspolitische Entwick-
lungen im Sinne einer klaren Positionierung
verbessern. Des Weiteren hilft dieser Dialog
im Kreis der Experten natürlich auch auf der
Ebene des freimütigen Erfahrungsaustausches
und dies letztendlich mit dem Ziel, ein inter-
nes Qualitätsmanagement in der ureigenen
Philosophie, das heißt im Dienst und zum
Wohl unserer Patienten aufzubauen.
Unsere nächste Zusammenkunft findet am
Mittwoch, dem 3. Dezember 2003, 14.00 Uhr,
in der Sächsischen Landesärztekammer statt.
Sollte Ihr Interesse an einer Mitarbeit geweckt
worden sein, so können Sie sich an die Arbeits-
gruppe der Sächsischen Qualitätsbeauftragten
wenden:

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus 
Dresden
Geschäftsbereich Qualitätsmanagement
Dr. med. Maria Eberlein-Gonska 
Direktorin
Fetscherstraße 74,
01307 Dresden 
Tel.: 0351/458 2323
Fax: 0351/458 5847
E-Mail: EberleinM@04.med.tu-dresden.de
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